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Deutsch-Palästinensische Gesellschaft e.V. 
 
 

Über eine Spende würden wir uns sehr freuen! 
DPG – IBAN DE90 3706 0590 0000 3392 10 

 
 
 

 

Rundbrief März III 2023 
 

Vorankündigung  
 

Hinweis 
Die Zoom-Veranstaltung zur aktuellen Situation in Israel und Palästina findet wie 
vorgesehen, allerdings mit anderer Besetzung statt. Es ist uns gelungen, hierfür           
Dr. Mustafa Bargouthi als Gast zu gewinnen. 

In den frühen 1990er Jahren war Barghuthi Mitglied der Palästinensischen Delegation in 
Friedensverhandlungen, 1991 war er Delegierter zur Madrider Konferenz, die auf eine 
Beendigung des Israelisch-Palästinensischen Konflikts und der ersten Intifada abzielte. 
Mustafa Barghuthi trat 2005 als Kandidat bei den Wahlen zum Präsidenten der 
Palästinensischen Autonomiebehörde an, als es um die Nachfolge Jassir Arafats ging.  

Am Freitag, 24.3.2023 wurde Bargouthi am Checkpoint Kalandia an der Weiterfahrt nach 
Jerusalem zum Freitagsgebet zu Beginn des Fastenmonats Ramadan gehindert. 
 

 

E I N L A D U N G 
Dr. Mustafa Bargouthi 

Vorsitzender Palästinensische Nationale Initiative 
im Gespräch mit 

Nazih Musharbash 
auf Englisch  

Aktuelles aus Israel und Palästina 
Mittwoch, 5.4.2023 – 19:00 Uhr 

 
Das DPG Präsidium lädt Sie zu einem geplanten Zoom-Meeting ein. 
Bitte vor Beginn der Veranstaltung beitreten. 
Zoom-Meeting beitreten 

https://us02web.zoom.us/j/86076387844?pwd=K296R0g5ZTNPUy9ibVBKaENDbE9IQT09 

 
Die Bundesregierung zeigt sich „besorgt“ 
Angesichts der der verheerenden Entscheidungen der israelischen Regierung      
- in Bezug auf die Zerstörung der eigenen Demokratie und vor allem wegen ihrer 
aggressiven menschenverachtenden und völkerrechtswidrigen Politik den 
PalästinenserInnen gegenüber –bedarf die deutsche Nahostpolitik einer 
grundsätzlichen Revision. 

Israelische faschistische Minister drohen mit einer zweiten NAKBA, verleugnen die Existenz 
eines palästinensischen Volkes, erklären ganz Palästina, einschließlich Jordanien, Teile von 
Saudi-Arabien und Syrien als Bestandteil von Groß-Israel.  

Selbst für die USA sind diese israelischen Vorgehensweisen unerträglich geworden, so 
dass sogar erstmalig der israelische Botschafter ins amerikanische Außenministerium 
einbestellt wird. 
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Und was macht unsere Bundesregierung? 

Sie lobt die „gemeinsamen Werte“, die es zwischen Deutschland und Israel nicht mehr 
gibt. 

Anbei ein Beispiel für eine Reaktion des Auswärtigen Amtes, die uns beruhigen soll, 
jedoch Israels Politik quasi duldet, weil sie ohne Sanktionen und Strafen bleibt [wie 
bei anderen Staaten gegenüber stets beschlossen werden]  

„Anlässlich der Änderungen im sogenannten israelischen Rückzugsgesetz 
erklärte eine Sprecherin des Auswärtigen Amts heute (22.03.2023): 
Israel hat entschieden, den 2005 beschlossenen Rückzug aus vier Siedlungen im 
nördlichen Westjordanland teilweise aufzuheben. Die Bundesregierung ist hierüber 
sehr besorgt. Das sogenannte Disengagement Law wurde 2005 verabschiedet, um den 
Rückzug aus dem Gazastreifen und Teilen des Westjordanlandes festzuschreiben. Mit der 
nun beschlossenen Änderung werden diejenigen Artikel gestrichen, die israelischen 
Siedlerinnen und Siedlern den Zugang zu vier geräumten Siedlungen (Ganim, Kadim, Sa-
Nur und Homesh) untersagt hatten. 

Die nun erfolgte Anpassung stellt einen gefährlichen Schritt hin zu möglichen erneuten 
Siedlungsaktivitäten dar. Dies droht die ohnehin angespannte Sicherheitslage im 
Westjordanland weiter zu verschärfen. Die Entscheidung steht im Widerspruch zu der 
Absicht der erst am vergangenen Sonntag erfolgten Einigung zwischen Israel und den 
Palästinensern, für einen Zeitraum von vier bis sechs Monaten auf unilaterale Schritte zu 
verzichten. Das Disengagement Law war zudem Teil eines größeren, international 
verhandelten und garantierten Rückzugs aus dem Gazastreifen und Teilen des 
Westjordanlandes. Die Einhaltung einmal gemachter Zusagen ist auch eine Frage 
vertraglicher Verlässlichkeit. 

Die Haltung der Bundesregierung zum israelischen Siedlungsbau bleibt unverändert. Diese 
[Siedlungen] sind völkerrechtlich illegal und gefährden zukünftige einvernehmliche 
Verhandlungen für einen Frieden und ein Leben in Sicherheit und Würde sowohl von 
Israelis wie Palästinensern in der Region“. 

 

Fotohomepage 
 

 

Unser Präsidiumsmitglied 
Ursula Mindermann hat 

nach einigen Aufenthalten im 
Flüchtlingslager Shatila in 
Beirut/Libanon Bilder auf 

ihrer Homepage eingestellt. 

 
Sie geben einen Eindruck 
vom Leben in dem 1949 

gegründeten Flüchtlingslager 
wieder: 

http://www.um-photo.art/lebanon/shatila/ 
  

Falsche Entscheidung des Evangelischen Kirchentages 
 

 

Unter Missachtung von Protesten und Bitten hat das 
Präsidium des Deutschen Evangelischen Kirchentages 
auf seiner Sitzung am 10.03.23 seine Entscheidung vom 
Oktober 2022 bekräftigt:  

das Verbot, die Nakba-Ausstellung an dem Stand des 
Vereins Flüchtlingskinder im Libanon e.V. auf dem 
Kirchentag zu zeigen. Hier die Stellungnahme dazu: 
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Hilfreiche Literatur im AphorismA-Verlag 
 

Gerne empfehlen wir Ihnen Veröffentlichungen und Schriften im AphorismA Verlag zum 
besseren Verständnis und zur Vermittlung von Zusammenhängen um das Palästina-
Problem. http://blog.aphorisma.eu/israel-palaestina 
 
 

 


